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keit der staatlichen und gesellschaftlichen Strafrechtspflege und für den 
Strafvollzug unverbrüchliches Gebot.

Eine Person darf nur in strikter Übereinstimmung mit den Gesetzen 
strafrechtlich verfolgt und zur Verantwortung gezogen werden. Eine 
Handlung zieht strafrechtliche Verantwortlichkeit nur nach sich, wenn 
dies zur Zeit ihrer Begehung dureh Gesetz vorgesehen ist, der Täter 
schuldhaft gehandelt hat und die Schuld zweifelsfrei nachgewiesen ist. 
Die Rückwirkung und die analoge Anwendung von Strafgesetzen zuun­
gunsten des Betroffenen ist unzulässig.

Die Rechte der Persönlichkeit, das Post- und Fernmeldegeheimnis und 
die Unverletzlichkeit der Wohnung sind gewährleistet. Sie dürfen nur so 
weit eingeschränkt werden, als dies gesetzlich zulässig und unumgänglich 
ist. Festnahmen und Verhaftungen erfolgen nur auf Grundlage dieses 
Gesetzes.

Niemand darf als einer Straftat schuldig behandelt werden, bevor nicht 
in einem gesetzlich durchgeführten Verfahren von einem Gericht oder 
gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege seine Schuld zweifelsfrei nach­
gewiesen und rechtskräftig festgestellt worden ist.

Das Recht auf Verteidigung ist gewährleistet.
Strafen im Sinne dieses Gesetzes werden ausschließlich durch Gerichte 

ausgesprochen. Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen wer­
den; Ausnahmegerichte sind verboten.

Artikel 5
Gewährleistung der Gleichheit vor dem Gesetz

Das Strafrecht und die Strafrechtspflege gewährleisten die Gleichheit 
vor dem Gesetz als ein Grundprinzip sozialistischer Gerechtigkeit. Nie­
mand darf wegen seiner Nationalität, seiner Rasse, seines Glaubens­
bekenntnisses, seiner Weltanschauung oder wegen seiner Zugehörigkeit zu 
einer Klasse oder sozialen Schicht strafrechtlich verfolgt oder benachteiligt 
werden. Die Gerechtigkeit in der Strafrechtspflege erfordert, daß die 
objektiven und subjektiven Umstände der Tat, wie Art und Weise ihrer 
Begehung, ihre Folgen, ihre Ursachen und Bedingungen, die Schuld des 
Täters sowie die Möglichkeiten seiner Erziehung zu einem gleichberech­
tigten und gleichverpflichteten Mitglied der sozialistischen Gesellschaft 
unter Berücksichtigung seiner Persönlichkeit festgestellt und nach den 
für alle geltenden Gesetzen beurteilt werden.

Artikel 6
Recht der Bürger auf Mitgestaltung der Strafrechtspflege

Das Recht der Bürger auf Mitgestaltung aller staatlichen und gesell­
schaftlichen Angelegenheiten wird in der Strafrechtspflege in umfassen­
der Weise verwirklicht.

Die Bürger wirken an der staatlichen Strafrechtspflege vor allem als 
gewählte, dem Richter gleichberechtigte Schöffen und als Beauftragte ge-


